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Stoppen wir den
Rüstungswahnsinn!

Unsere Forderungen
Nein zum Aufrüstungswahn!

 Keine militärische Konfrontation mit Russland.
 Friedenspolitik statt Militarisierung.
 Investitionen in Soziales, Krankenhäuser, Schulen, Wissenschaft 

      und Forschung.
 Mehr Mittel für Infrastruktur, Umwelt- und Klimaschutz.

Schluss mit den Weltmacht-Ambitionen!
 Schaffung einer gerechten Friedensordnung
 Die EU muss ihre Großmachtpläne aufgeben
 Keine deutsche Führungsrolle, keine „Nukleare Teilhabe“
 Friedliche Konfliktlösungen statt Gewalt

Friedenslogik statt Konfrontation!
 Verhandeln statt Schießen
 Abrüstungs-Verträge statt der Stationierung von Raketen
 Eine neue Friedensordnung auf der Grundlage der UN-Charta

Frieden für den Nahen Osten!
 Anerkennung des Staates Palästina
 Keine Waffenlieferungen an Israel
 Täter und Profiteure von Völkermord u. Vertreibung vor den IStGH

Schluss mit der Kriegstüchtigkeit!
 Völkerrecht wahren und die UN stärken.
 Atomwaffenverbot unterzeichnen und ratifizieren.
 Rüstungskontrolle u. vertrauensbildende Maßnahmen ausbauen.
 Atomwaffen aus Büchel abziehen.
 Keine Stationierung von US-Raketen.
 US-Basen in Deutschland schließen.

Hoch die internationale Solidarität!
 Stärkung der Vereinten Nationen
 Schaffung eines Systems kollektiver Sicherheit
 Abbau von Einflusszonen und Militärbasen
 Reparationen für koloniale und imperiale Ausbeutung und 

      Verwüstung
 Radikaler Schuldenerlass für die Staaten des Globalen Südens
 Faire Handelsbeziehungen
 Gegenseitige Achtung der Souveränität und der Interessen aller 

      Staaten
 Verbot von Waffenexporten in Konflikt- und Kriegsgebiete
 Finanzierung des Klimaschutzes für besonders arme Länder

Für Menschenrechte und Gleichbehandlung
 Aufnahme Geflüchteter im Einklang mit der Genfer Konvention
 Asyl ist ein Grundrecht
 Solidarität mit allen Geflüchteten
 Rassistische Flüchtlings- und Migrationspolitik stoppen
 Schaffung sicherer Fluchtrouten
 Keine Abschiebungen in Länder, die Menschenrechte missachten
 Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte
 Bezahlkarte für Asylsuchende abschaffen
 Solidarität mit Opfern von Krieg und Armut

Grundrechte verteidigen, Faschismus verhindern!
 Meinungsfreiheit und Grundrechte schützen
 Faschismus bekämpfen, aktiv gegen AfD und Rechtspopulisten
 Keine Kriminalisierung von Kriegsgegnern und Oppositionellen
 Bleiberecht für Deserteure

In jedem F
und B

all bitte den Namen / Organisation, E-Mail-Adresse, Ort 
eruf angeben! Die Unterstützerliste wird online aktualisiert.  

Webformular: sicherheitskonferenz.de/Aufruf-unterstuetzen 
Unterzeichnen Sie bitte unseren Aufruf!
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DER NATO-KRIEGSSTRATEGENDER NATO-KRIEGSSTRATEGEN

Das Aktionsbündnis gegen die NATO-Sicherheitskonferenz arbeitet 
auf antifaschistischer Grundlage und wendet sich entschieden gegen 
nationalistische, militaristische, völkische, rassistische, homophobe, 
antisemitische oder rechtspopulistisch-islamophobe Inhalte. Der 
Kampf um Frieden und gegen Krieg und Aufrüstung ist seinem We-
sen nach international. Darum weisen wir Tendenzen und Äußerun-
gen im Sinne der hier genannten ideologischen Richtungen schärfs-
tens zurück und schließen Menschen und Organisationen, die oben 
genannte Inhalte in Wort, Schrift und/oder Bild verbreiten, von un-
serer Versammlung aus. Außerdem bitten wir, bei unseren Versamm-
lungen das Mitführen von Nationalstaatsflaggen zu unterlassen. 
Unsere Proteste werden von Menschen verschiedenster ethnischer 
Herkunft, Hautfarbe, weltanschaulicher, politischer, kultureller und 
sexueller Orientierung getragen. Niemand darf diskriminiert werden.

Beachten Sie bitte unseren Bündniskonsens!

Unsere Aktionen kosten Geld, für Bühne, Plakate, Flyer, Fahrtkosten. 
Darum unsere Bitte: Spendet nach eurem persönlichen Vermögen!

255NATO mit USA

Kriegsschiffe

144ohne USA

33RUS

143NATO mit USA

U-Boote

78ohne USA

51RUS

15NATO mit USA

Flugzeugträger

3ohne USA

1R

5.808NATO mit USA

Kampfflugzeuge

2.413ohne USA

1.387Russland

10.645NATO mit USA

Schützenpanzer

7.357ohne USA

3.790Russland

9.397NATO mit USA

Kampfpanzer

6.757ohne USA

2.900Russland

3.242.560NATO mit USA

Aktive Soldaten

1.926960ohne USA

1.134.000Russland

Abschied von Ehrenkurat Dr. Klaus Hahnzog

24. Internationale 
Münchner Friedenskonferenz



Die Kriegsangst wird geschürt, jeden Tag eine neue Be-
drohung: Drohnensichtungen, Sabotagemeldungen, 
Alarmismus – auf Basis von Falschbehauptungen statt 
Fakten. Ein neuer kalter Krieg wird heraufbeschworen. 
Alles um von sozialen Kürzungen und der endgültigen 
Militarisierung der Gesellschaft abzulenken. Wir sollen 
den Gürtel enger schnallen, am besten auf Kanonen 
wohnen und die Wehrpflicht schlucken.
Mit der Behauptung, Russland wolle die NATO angrei-
fen, wird eine Aufrüstungsorgie begründet. Der abge-
wählte Bundestag schrieb unbegrenzte Sonderschul-
den ins Grundgesetz. So soll das Land „kriegstüchtig“ 
gemacht werden. Das zielt auf das Führen von Angriffs-
kriegen mit der Gefahr eines Weltkriegs. Zur Verteidi-
gung wäre das nicht notwendig.
Die Military Balance 2025-Studie (*) belegt eine zwei- 
bis dreifache Überlegenheit der NATO gegenüber Russ-
land im konventionellen Bereich. Selbst die US-Geheim-
dienste sagen, dass es keine Hinweise darauf gibt, dass 
Russland die NATO angreifen wolle. Die gegenteilige 
Behauptung ist reine Propaganda.

Seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion verfolgen 
die USA das Ziel, einzige Weltmacht zu bleiben. Vor die-
sem Hintergrund kam es zur Osterweiterung der NATO, 
zu Regimewechseln, zur Kündigung internationaler Rüs-
tungskontrollverträge und zu völkerrechtswidrigen An-
griffskriegen gegen Jugoslawien, Afghanistan, Irak, Li-
byen und damit zu einer Demontage des Völkerrechts. 
Seither geht die NATO hemmungsloser auf Kriegskurs.
Die NATO ist das weltweit mächtigste Militärbündnis; 
es gibt nichts Vergleichbares. Obwohl die Mitgliedstaa-
ten nicht einmal 10 % der Weltbevölkerung stellen, sind 
sie für mehr als die Hälfte der globalen Militärausgaben 
verantwortlich. Gleichzeitig kontrollieren die NATO-Staa-
ten 70 % der weltweiten Waffenproduktion, verfügen 
über Hunderte von Militärbasen und beherrschen die 
Weltmeere und sogar den Weltraum.

Die Machtverhältnisse verschieben sich weltweit. Durch
das Aufkommen neuer Wirtschaftskonkurrenten (BRICS-
 

Die NATO als imperiales Instrument

Globale Hegemonie des Westens

Staaten und 40 weitere Interessenten) sieht der politi-
sche Westen seine globale Vorherrschaft bedroht. 2050 
werden EU und USA nur noch 5 % der Weltbevölkerung
stellen und China wird die größte Wirtschaftsmacht sein. 
Der Westen fürchtet die Vergeltung historischer Schuld.

Daher ist das langfristige Ziel der NATO die Aufrechter-
haltung einer Weltordnung, die die Länder des Globa-
len Südens auch künftig benachteiligt, in ihren Entwick-
lungsmöglichkeiten einschränkt und schwächt, sodass 
die Ausbeutung des Globalen Südens weiterhin funk-
tioniert. Dafür ist jedes Mittel recht, bis hin zu militäri-
scher Gewalt wie in zahllosen Kriegen auf allen Konti-
nenten, beispielsweise im Kongo, im Sudan, in Kurdis-
tan, im Jemen, in der Ukraine und in Palästina, sowie 
der Bedrohung Venezuelas. Stattdessen fordert der Glo-
bale Süden die Beilegung von Konflikten und Kriegen 
auf der Grundlage der UN-Charta.

Mit der Merz-Regierung wird der deutsche Griff nach 
Vorherrschaft in Europa offensiv vorgetragen. Deutsch-
land finanziert den Ukraine-Krieg maßgeblich, und es 
schließt Rüstungskooperationen ab und liefert schwe-
re Waffen, die Angriffe bis weit nach Russland hinein 
ermöglichen. Im Rahmen einer Kooperation mit Frank-
reich und Großbritannien strebt Deutschland den Zu-
griff auf Atomwaffen an.

Flucht und Migration sind Folgen des kapitalistischen 
Wirtschaftsmodells und imperialer Machtpolitik. Die 
westlichen Staaten sind nicht bereit, ihrer historischen 
Verantwortung gerecht zu werden. Stattdessen schlie-
ßen sie die Grenzen und errichten tödliche Mauern. Auf 
den Fluchtrouten sterben massenhaft Menschen. Die 
Bestimmungen der Genfer Konvention zur Behandlung 
von Geflüchteten werden zunehmend durch rassistische 
Regelungen ersetzt, die die Forderungen der Rechtspo-
pulisten vorwegnehmen.

Der Genozid in Gaza und die Vertreibung von Palästi-
nensern in der Westbank verstoßen gegen das Völker-
recht und gegen die Genozidkonvention. Trumps Dik-

 

Deutscher Führungsanspruch

Migration und Flucht

Völkermord und Vertreibung

tatfrieden läutet eine neue Kolonialisierungsphase in 
Gaza ein, die die systematische Enteignung, Kontrolle 
und Unterwerfung des palästinensischen Volkes durch 
Israel legitimiert. Deutschland stellt sich mit seiner 
„Staatsräson“ und der militärischen, finanziellen und 
politischen Unterstützung Israels wieder einmal auf 
die falsche Seite der Geschichte. Ebenso unterstützt 
Deutschland seit Jahrzehnten die Türkei bei der kultu-
rellen und militärischen Unterdrückung des kurdi-
schen Widerstands.

Als Teil der weltweiten Antikriegs- und Friedensbewe-
gung stellen wir uns gegen die Stationierung von US-
Mittelstreckenraketen, zu denen auch Angriffswaffen 
mit Erstschlagskapazitäten für einen Enthauptungs-
schlag gehören. Das haben schon Biden und Scholz 
für 2026 vereinbart, ohne öffentliche Debatte, ohne 
parlamentarische Beratung. – So viel zum Autokratie-
vorwurf. – Wer die USA zum Freund hat, braucht kei-
ne Feinde mehr.

Rechtspopulisten und faschistische Bewegungen sind 
weltweit auf dem Vormarsch. Die Parteien der „demo-
kratischen Mitte“ nehmen deren Pläne teilweise vor-
weg und verschieben den gesellschaftlichen Diskurs 
immer weiter nach rechts. Gleichzeitig verschärfen sie 
die Repression gegenüber Kritikern und Oppositionel-
len. Das gesellschaftliche Klima wird der Kriegsstim-
mung angeglichen, und wir erleben die Renaissance 
des Männlichkeitskultes, der Frauenfeindlichkeit, des 
Sexismus und der Entsolidarisierung.

Nahezu alle NATO-Staaten planen Steigerungen von 
Militärausgaben, obwohl sie die konventionelle mili-
tärische Stärke Russlands schon jetzt übertreffen. 
Gleichzeitig will die Bundesregierung die Investitio-
nen in Daseinsvorsorge, Gesundheit, Bildung, Kultur 
sowie den Klima- und Umweltschutz massiv kürzen.
Dies würde vor allem Arme, Kranke, Rentner, Kinder 
und Jugendliche treffen, die natürlichen Lebens-
grundlagen weiter zerstören und den Frieden zuneh-
mend gefährden.

 

Kein Angriff von deutschem Boden aus

Rechtsruck und gesellschaftliche Polarisierung

Hochrüstung und Mobilmachung nach innen

Die etablierten Parteien haben nun die AfD als Haupt-
gegner entdeckt und wollen dieser von Faschisten 
durchsetzten rechtspopulistischen Partei „die The-
men nehmen“. Statt „Remigration“, wie sie den 
Rechtsradikalen vorschwebt, praktizieren sie Ab-
schiebung und „Rückführung“ zur „Stadtbildpflege“. 
Doch es trifft nicht nur Geflüchtete und Migranten, 
sondern die gesamte Bevölkerung. Die Bundesre-
gierung und die AfD sind einig mit Trump, die Mili-
tärausgaben auf 5 % des BIPs zu vervierfachen. Da-
für wird der 8-Stunden-Tag angegriffen und das 
Bürgergeld auf 90 % gekürzt, mit der Möglichkeit 
die Grundsicherung komplett zu streichen.

Statt einer friedlichen Lebensplanung, Selbstbestim-
mung und der Möglichkeit zur Persönlichkeitsent-
wicklung sieht sich die Jugend nun mit Zwangs-
diensten konfrontiert. Aber Widerstand wird sicht-
bar: Immer mehr junge Menschen widersetzen sich 
der geplanten Rekrutierung zum Kriegsdienst.

Der Widerstand formiert sich international. Die Blo-
ckaden und Streiks, vor allem von Hafen- und Trans-
portarbeitern in Italien, Griechenland, Spanien und 
Schweden gegen Waffenlieferungen in Kriegsgebie-
te, bis zu einem Generalstreik am 3.10.2025 in Ita-
lien mit bis zu 2 Millionen Beteiligten, setzen da ein 
klares Zeichen. Millionen gingen weltweit gegen die 
Kriegsvorbereitungen, den Sozialkahlschlag und Ver-
stöße gegen das Völkerrecht „ihrer“ Regierungen 
auf die Straße.

Regierungsvertreter treffen sich wieder zur soge-
nannten Sicherheitskonferenz mit Waffenhändlern, 
Konzernchefs und Militärs, um den Kriegskurs öf-
fentlichkeitswirksam zu propagieren und Rüstungs-
deals einzufädeln. Es geht ihnen dabei nicht um die 
Sicherheit der Menschheit, sondern um die Aufrecht-
erhaltung der globalen Hegemonie des Westens 
durch die NATO, um Großmachtbestrebungen der 
EU und um den deutschen Führungsanspruch. – 
Damit muss endlich Schluss sein! 

Wiedereinführung der Wehrpflicht

Wogegen wir protestieren

(*) Military Balance 2025-Studie, International Institute for Strategic Studies (IISS), London


